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1.1.3 Die Löschwasserversorgung für den ersten Löschangriff zur Brandbekämpfung 
und zur Rettung von Personen muss in einer Entfernung von 75 Metern Laufli-
nie bis zum Zugang des Grundstücks von der öffentlichen Verkehrsfläche aus 
sichergestellt sein.  
 

1.1.4 Entnahmestellen mit verminderter Leistung sind vertretbar, wenn die gesamte 
Löschwassermenge des Grundschutzes in einem Umkreis (Radius) von 300 
Metern aus maximal 2 Entnahmestellen sichergestellt ist.  
 

1.1.5 Diese Regel gilt nicht über unüberwindbare Hindernisse hinweg. Das sind z.B. 
Bahntrassen, mehrspurige Schnellstraßen sowie langgestreckte Gebäude-
komplexe die die tatsächliche Laufstrecke zu den Wasserentnahmestellen un-
verhältnismäßig verlängern.  
 

1.1.6 Die Abstände von Hydranten auf Leitungen in Ortsnetzen welche auch der 
Löschwasserversorgung (Grundschutz) dienen, dürfen 150 Meter nicht über-
steigen. Größere Abstände von Hydranten bedürfen der Kompensation durch 
geeignete Löschwasserentnahmestellen.  
 

1.1.7 Bei der oben genannten Löschwasserentnahme aus Hydranten (Nennleistung) 
darf der Betriebsdruck 1,5 bar nicht unterschreiten.  
 

1.1.8 Der Punkt 3.7 aus der VwV Feuerwehrflächen ist zu beachten. 

1.2 Forst, Naturschutz 
Naturschutz 

1.2.1 Vonseiten der unteren Naturschutzbehörde bestehen gegen die FNP-
Änderung grundsätzlich keine Bedenken.  
Im Bebauungsplanverfahren müssen Untersuchungen zum Artenschutz erfol-
gen, ggf. erforderliche Maßnahmen abgeleitet sowie die Kompensation des 
Eingriffs, inklusive Eingrünung, dargestellt werden.  
 
 
 

2 Hinweise 
 

2.1 Straßen 
2.1.1 Der räumliche Geltungsbereich des Flächennutzungsplanes grenzt östlich un-

mittelbar an die Bundesstraße B 492 an. Hier besteht ein absoluter Anbauver-
botsstreifen von 20 m. Im Verfahren ist zwingend das Regierungspräsidium 
Tübingen zuständigkeitshalber zu beteiligen. 
 

2.2 Ländlicher Raum, Kreisentwicklung  
2.2.1 Mit der 4. Änderung des Flächennutzungsplans sollen die planungsrechtlichen 

Voraussetzungen für die Schaffung von Mischbauflächen geschaffen werden. 
Es bestehen keine Bedenken gegen die 4. Änderung. 
 






